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Der Buüdesminister iür Arbeit Bonn, den 3. Oktober 1951 

Tgb. Nr.: H b 7 - 630/51 - 2442 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


betr. Anfrage Nr. 206 der Fraktion der Deutschen 
Partei - Nr. 2561 der Drucksachen - Vermitt- 
lung deutscher Arbeitnehmer ins Ausland durch 
die GeAverkschaft. 


Die Anfrage Nr. 206 der Fraktion der Deutschen Partei über Ver- 
mittlung deutscher Arbeitnehmer ins Ausland durch die Gewerk- 
schaft wird wie folgt beantwortet: 

Die Vermittlung deutscher Arbeitskräfte im Inland und nach dem 
Ausland ist im Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbcitslosen- 
vci Siclici ung voiii 16. Juli 1927 geregelt. Zur Durchführung der 
Vermittlung nach dem Ausland ist die Verordnung über die Ver- 
mittlung, Anwerbung und Verpflichtung von Arbeitnehmern nach 
dem Ausland vom 28. Juni 1935 erlassen. Die Vermittlung ist den 
Arbeitsämtern Vorbehalten und kann nur mit Genehmigung der 
zuständigen Dienststellen der deutschen Arbeitsverwaltung von 
anderen Stellen durchgeführt werden. Damit ist ausreichend Vorsorge 
getroffen worden, daß sie nicht für einseitige Interessen mißbraucht 
wird. 

Bisher sind hinsichtlich der Arbeitsvermittlung nach dem Auslande 
keine Maßnahmen der IG~Metall bekannt geworden, die „eine 
Schwächung der wirtschaftlichen Kraft darstellen, mit der eine schwere 
Gefährdung der freien Willensentscheidung des Einzelnen und die 
Gefahr der Schädigung des Volkskörpers verbunden ist”. 


Storch 
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